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I. Einleitung

Es gibt wohl kaum einen österreichischen Juristen, dessen Oeur,tre derart
weit gestreut ist, wie jenes von Matthias Neumayr.Im Zivilverfahrensrecht, sozu-
sagen dem ,,gemeinsamen Fach" des Jubilars und des Verfassers, hat sich der
Geehrte vor allem in den letzten |ahren besonders verdienstlich um dessen
internationale Dimension gemacht. Auch wenn dabei zweifellos die Beschäfti-
gung mit originär europäischen Rechtsquellen zur internationalen Zuständig-
keit im Erkennthisverfahren im Vordergrund steht,l) ist zu hoffen, auch mit
einem Beitrag zur - von Unionsrecht weitgehend unberührten - internationalen
Zuständigkeit im Exekutionsrecht das Interesse des Jubilars zu finden. Denn
zum einen ist Matthias Neumayr auch im Exekutionsrecht bestens ausgewiesen,
nicht zuletzt als Begründer und nunmehriger Erstautor des einschlägigen Stan-
dardlehrbuchs.2) Zsm anderen ist das Thema hochaktuell, weil die Frage der
internationalen Zuständigkeit durch die Gesamtreform des Exekutionsrechts
(GREx3)) eine umfassende Neuregelung erfahren hat.

1) Stellvertretend für so viele Arbeiten seien an dieser Stelle nur der mehrbär-rdige
Kommentar ,,IZVR" Praxiskommentar Internationales Zivilverfahrensrecht", den
der Jubilar gemeinsam mit Geroldinger herausgibt, sowie die darin von ihm bearbei-
teten Teile zu nennell. Grundlage davon war der bereits 2003 gemeinsam mit Burg-
staller als Loseblattsammlung herausgegebene Kommentar ,,Internationales Zivil-
verfahrensrecht".

2) Exekutionsrechd (2018). Seit der dritten Auflage wird das Lehrbuch gemeinsam mit
N unner - Kr aut gasser bearbeitet.

3) BGB1 t2021/86.
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II. Internationale Zuständigkeit versus inländische Gerichtsbarkeit ieS

Bei Experten des Exekutionsrechts könnte freilich schon der Titel des
gegenständlichen Beitrags für gewisse Verwunderung sorgen. Der Begriff der
internationalen Zuständigkeit taucht in der einschlägigen österreichischen Lite-
ratur und Judikatur nämlich nur äußerst selten auf. Eine Ausnahme stellt be-
zeichnenderweise das Werk des Jubilars dar.a) Zumeist wird die gegenständlich
interessierende Fragestellung hingegen allein unter dem Begriff der inländi-
schen Gerichtsbarkeit abgehandelt.s)

Das mag zum einen historisch zu erklären sein, weil der Begriff der inter-
nationalen Zuständigkeit sich im Erkenntnisverfahren ebenfalls erst lange Zeit
nach In-Kraft-Treten der ZPO etablieren konnte;6) auch die wichtigste einschlä-
gige Rechtsnorm im autonomen österreichischen Recht, $ 27a JN, spricht be-
kanntlich weiterhin nur von inländischer Gerichtsbarkeit. Anders als im Erkennt-
nisverfahren fehlen jedoch gesetzgeberische Einflüsse aus Brüssel im Zwangs-
vollstreckungsrecht weitgehend,T) weshalb wohl kein vergleichbarer Anlass be-

stand, überkommene Begrifflichkeiten zu überdenken.
Zum anderen dürfte die weitgehende Determination der Zulässigkeit einer

inländischen Exekutionsführung durch das Territorialitätsprinzip möglicher-
weise den Sinn hinter einer Differenzierung zwischen inländischer Gerichtsbar-
keit und internationaler Zuständigkeit verdeckt haben.s) Denn die Frage, ob Ge-
richtsbarkeit überhaupt ausgeübt werden darf (inländische Gerichtsbarkeit im
engeren Sinn), scheint (!) bei Maßgeblichkeit des Territorialitätsprinzips identisch
mit der Frage zu sein, welcher von mehreren betroffenen Staaten sich zur Aus-
übung der Gerichtsbarkeit für berufen erklärt (internationale Zuständigkeit).e)

4) NeumnyrlNunner-Krautgasser, Exekutionsrechf 50, wobei jedoch in der Sache nicht
zwischen beiden Voraussetzungen differenziert wird; ebenso OGH 3 Ob 44/9Bm;
7 Ob 739 /02w; RIS-Justiz RS0110843.

5) Rechbergerlsimotta, Exekütonsverfahren2 (7992) Rz 40; RechbergerlOberhammer, Exe-
kutionsrechts (2009) Rz 11'; lakusch in AngstlOberhammer, Kommentar zur Exeku-
tionsordnung3 (2015) S 3 Rz 77 ff; Seiser, Exekutionsrechtl3 (2021) 24; Schneider in
MohrlPimmerlSchneider,EOlT (2027) $ 3 Anm 1 f; vgl auch bereits Walker, Osterreichi-
sclres Exekutionsrechf (1932) 74.

6) YF/ daz:u zB Mayr, Die Reform des internationalen Zivilprozessrechts in Osterreich,

JBl 2001, 144 (750); Mayr inRechbergerlKlicka,ZPO, (2019) S 27a JN Rz 1.

7) Grundsätzlich ist die Anerkennung von Vollstreckungsakten ebenso wenig Gegen-
stand der EuGWO (zB Domej,Internationale Zwangsvollstreckung und Haftungs-
verwirklichur.rg am Beispiel der Forderungspfändung [2016) 446 ff; Gottwald itt
RauscherlKrüger, Münchener Kommentar ntr Zivilprozessordnung 1116 120221 Art 2

EuGWO Rz 23; Koller in Steinllonas, Kommentar ztr Zivllprozessordnung XII23

120221 Art 2 EuGWO Rz 9) wie die Regelung der Zuständigkeit hierfür. Art 55

EuGWO weist insoweit eine Sonderstellung auf, als die Bestimmung funktional ei-
nen Fall der ,,Vollstreckungsrechtshilfe" regelt (zB Oberhammer in Steinlfonas, Zivil-
prozessordnungX22 I2011,1Art 49 EuGWO Rz 1). Einen Sonderfall stellt schließlich
die EuKoPfVOdar, indem die dortigen Art 22 ff eine Art grenzüberschreitende

,,Co-Vollstreckung" von Ursprungs- und Vollstreckungsmitgliedstaat vorsehen (dazu

zB Trenker in SchumacherlKöllenspergerlTrenker, Kommentar zur EU-Kontenpfän-
dungsverordnung [EuKoPfVOl 120171 kr 22 Rz 1 ff).

8) Vgl möglicherweise idS NeumnyrlNunner-Krautgosser, Exekutionsrechta 50'
9) Z; diesem Verständnis der beiden Begriffe zB RechbergerlSimotta, Gntndriss des

österreichischen Zivilprozessrechtse (2017) Rz 72,79; NetLmayr, Zivilprozessrechtl0
(2021) 27,32; G. KodeklMaar, Zivilprozessrecl'ts (2027) R2112.
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Im Folgenden soll jedoch näher gezeigt werden, dass eine differenzierte
Prüfung beider Voraussetzungen in der Systematik des Exekutionsrechts ebenso
sinnvoll ist; spätestens seit den mit der GREx verbundenen Anderungen: Wäh-
rend die internationale Zuständigkeit nämlich nach dem auch im Exekutionsrecht
maßgeblichen Konzept des $ 27a Abs 1 jN grundsätzlich anhand der örtlichen Zu-
ständigkeitstatbestände zu beurteilen ist (unten IIL), erscheint es zweckmäßig
durch die Prozessvoraussetzung der inländischen Gerichtsbarkeit ieS jene Fälle
,,auszuscheiden", in denen eine Zwangsvollstreckung - uU trotz gegebener inter-
nationaler Zuständigkeit - unzulässigerweise in die Immunität und/oder Souve-
ränität anderer Staaten eingreifen würde (unten IY.). Zu guter Letzt drängt sich in
diesem Kontext die Frage auf, inwieweit zusätzlich eine Ordination zugunsten
österreichischer Gerichte möglich bzw erforderlich ist (unten V.).

IlL lnternationale Zuständigkeit

A. MalSgeblichkeit aon $ 27a lN
Regelungsort der internationalen Zuständigkeit im autonomen österreichi-

schen Recht ist - wie bereits mehrfach erwähnt - grundsätzlich $ 27a Abs 1 jN,
auch wenn - wie ebenfalls schon angesprochen - selbst diese Norm noch undif-
ferenziert von ,,inländische[r] Gerichtsbarkeit" spricht.to) Nach der darin ver-
ankerten Theorie der Doppelfunktionalität der Gerichtsstände begründet die
örtliche Zuständigkeit eines inländischen Gerichts auch die internationale
Zuständigkeit Osterreichs. Diese Regelung gilt nach zutr hM auch im Exeku-
tionsverfahren.ll)

Freilich erschien die Regelung der örtlichen Zuständigkeit im Exekutions-
verfahren in $ 18 EO idF vor der GREx - insb die subsidiäre Zuständigkeit im
Sprengel der ersten Exekutionshandlung (S 18 Z 4 Fall 2 EO aF) - zur Abgren-
zung der internationalen Zuständigkeit nur begrenzt geeignet. Dies dürfte
schlicht damit zu erklären sein, dass $ 27a JN erst lange nach $ 18 EO aF mit der
WGN 199712) eingeführt wurdel3) und letztere Bestimmung daher nicht auf die
Funktion zur Regelung grenzüberschreitender Sachverhalte abgestimmt war.14)
Mit der GREx hat der Gesetzgeber jedoch erfreulicherweise eine Neuregelung
der örtlichen Zuständigkeit in $$ 4 ff EO unternommen und dabei auch grenz-
überschreitende Sachverhalte ins Kalkül gezogen.

"10) Mayr, JB1 2001, 1,44 (150 If); Matscher in FaschinglKonecny, Kommentar zu den Zivil-
prozessgesetzen 13 (2013) $ 27a JN Rz 5; Rassi, Exekution auf Internetrechte nach der
GREx, ecolex 2021.,1.070 (1072 FN 37).

11) OGH 3 Ob 44/98m;3 Ob 100/99y; referierend 7 Ob 1.39/02w; aus dem Schrifttum
zB Matscher in FaschinglKonecny, Kommentar 13 $ 27a JN Rz 6; Domej, Zwangsvoll-
streckung 95; Rnssi, ecolex 2021, 1070 (1,072). Unpräzise und durch OGH 3 Ob 98/95
nicht gedeckt ist indes der einschlägige Rechtssatz RIS-Justiz RS0106939; schwer nach-
vollziehbar ferner FeillMareni, Exekutionsordnung I (2008) S 18 Rz 5, wonach gg 18 f
EO nur maßgeblich seiery wenn der Verpflichtete keinen Wohnsitz im Inland habe.

12) BGB1 t 1,997 /1,40.
13) Zur Entstehungsgeschichte instruktiv Mayr in RechbergerlKlickn, ZPO, $ 27a JN Rz 2 f.
14) Vgl Oberhammer in AngstlOberhammer, EO3 g 294R2 6, wonach g 27a fN ganz auf das

Erkenntnisverfahren zugeschnitten sei.
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B. Exekutiort Tuegen Geldforderungen

1. Regelungskonzept

Durch die GREx wurde insb die Zustär-rdigkeit für die Geldexekutior-r auf
das bewegliche Vermögen reformiert: Nunmehr richtet sich die örtlicl-re Zustän-
digkeit hierfür gem $ 4 Abs 1 EO grundsätzlich nach dem allgemeinen Gerichts-
star-rd (gg 65 ff JN15)) des Verpflichteten. Hat der Verpflichtete keinen allgemei_
nen Cerichtsstand im Inland, begründet die Belegenheit des Vermögens, auf clas
Exekution gefül-rrt werden soll, nach $ 4 Abs 2 Eo ebenfalls eine Zuständigkeit.
Zur Exekution wegen Geldforderungen auf Liegenscl-raften ist hingeger-r piinzi-
pielll6) das Buchgericht, bei Superädifikaten das Gericht des Belegenheitsorts
zuständig (S 5b EO).

Für die Exekution wegen Geldforderungen ergibt sich daraus folgencles,
im Grundsatz einfaches und schlüssiges Korrzept der internationalen Zustä1_
digkeit: Die internaiior-rale Zuständigkeit der österreichischen Gerichte zur
Mobiliarexekution ist entweder zu bejahen, wenn der Verpflicl-rtete seinen allge-
meinen Gerichtsstand in Osterreich hat (S 4 Abs 1 EO lYm $ 27a JN) oder wenn
sich das zu exequierende Vermögen hierzulande befindet (S 4 Abs 2 EO iVrn
$ 27a JN). Eine Exekution auf unbewegliches Vermögen oder auf Superädifikate
ist hingegen gem $ 5b EO iVm 27a JN im Ergebnis nur zulässig, wenrr das Exe-
kutionsobjekt im Inland belegen ist.

Zusätzlich hat der Gesetzgeber die Anwendung dieser Systematik da-
durch erleichtert, dass er - einem Vorschlag des Vert'asserslT) folgend - eine Rege-
iung zur naturgemäß diffizilenrs) und letztlich normativenle) Frage nach dem
Belegenheitsort unkörperlicher Sachen, also von Geldforderungen und (ande-
rer-r) Vermögensrechten, getroffen hat.

2. Forderungsexekution

S 4 Abs 2 S 2 EO determiniert den Belegenheitsort einer Geldforderung -
übrigens durcl'raus im Einklang mit unionsrechtiichen Normen (Art2Z 9 lit viii
EuInsVO20), Art 4 Z 12 EuKoPfVO2l)) * am allgemeinen Gerichtsstand des Dritt-
schuldners. Da eine internationale Zuständigkeit alternativ wegen $ 4 Abs 1 EO
auch bei allgemeinem Gericl'rtsstand des Verpflichteten im Inland gegeben ist,
entspricl'rt die neue Rechtslage im Wesentlichen der bisher hM (und S 18 Z 3 EO
aF iVm $ 27a JN): Eine Forderungsexekution ist grundsätzlich zulässig, wenn

75) Konecny, Die Gesamtreform des Exekutionsrechts im Hinblick auf Insolvenzrecht
trnd Kreditschu tz, ZIK 2021, 1 34 (135).

16) Da der Belegenheitsort der Liegenschaft jedoch gem g 5b Abs 1 Satz 2 EO vorgel-rt,
wenn sich das unbeweglicl'Le Verrnögen außerhalb des ,,Buchsprengels" befindet,
wäre es legistisch einfacher gewesen, die Zuständigkeit für unbewegliches Vennö-
gelL und Superädifikate generell am Belegenheitsort festzumachen, o1'Lne dass dies
wohl rechtsfolgenseitig zu anderen Ergebnissen geführt hätte.

77) Trenker,15/SN-77 /ME3 ff.
18) Vgl n:rr NewnnyrfNntnetKrnutgasser, Exekutionsrechta 51; lerner ReclüergerlOber-

hnnuner, Exekutionsrecht5 Rz 11.
19) So treffend Domej, Zwangsvollstreckung 231 ff.
20) Vgl daztr, freilicl-r kritisch, Dontej, Zwangsvollstreckung 248.
21) Vgl zur indirekten Determination des Belegenheitsorts der Forderung gegen ein

Bar-rkinstitut durch diese Vorschrift Trenler in SchtunncherfKöllenspergerlTrether,
EuKoPfVOArt 22R24.
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entlvgdgr der vcrpflichtete oder der Drittschuldner ihren wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.22)

Neben dieser konkreten gesetzlichen weichenstellung bleibt indes kein
Platz mehr23) dafür, die internationale Zuständigkeit aus anderen Anknüpfungs,
momenten einer Inlandsbeziehung abzuleiten: so begründet die bloße Zuständig-
keit der österreichischen Gerichte für eine allfällige Drittschuldnerklage - entgä-
gen eines Teils der früheren unterinstanzlichen ]udikatur2a) - keine internationäle
Zuständigkeit zum exekutiven Zugrlff auf die betreffende Forderung.2s) Umge-
kehrt schadet die mangelnde internationale Zuständigkeit österreiihs für äie
Drittschuldnerklage der internationalen Zuständigkeit im Exekutionsverfahren
nicht; ob die Pfändung/Überweisung der Forderuig im österreichischen Exeku-
tionsverfahren diesfalls vom ausländischen Gericht, das für die Drittschuldner-
klage zuständig ist, anerkannt wird, ist jedoch eine andere Frage, die ausschließ-
lich nach autonomem Recht des ,,Prozessstaats" zu beurteilen ist.26) (Selbstver-
ständlich) Irrelevant für die Zuständigkeitsdetermination ist außerdem, ob ein in-
oder ausländischer Exekutionstitel durchgesetzt werden soll.27) Auch ein im In-
land belegenes Pfand für eine Geldforderung begründet - anders als nach S 18 z 3
letzter Fall EO aF iVm g 27a fN - keine Zuständigkeit in österreich.

3. Vermögensrechteexekution

- Die Belegenheit von (anderen) Vermögensrechten hat der GREx-Gesetzgeber
demgegenüber nicht gleichermaßen konkret bestimmt, sondern sich aufgiund
der Heterogenität dieser vermögensrechte einer Generalklausel bedient: Maß-
geblich ist - in Anlehnung an den klassischen international-privatrechtlichen
Grundsatz (S 1 Abs 1 IPRG)28) - der Ort, zu dem das jeweilige Vermögensrecht

zzl Ias ocH 3 Nc 36l09p; 3 Nc 26/12x; zur Zuständigkeit bei ausländischem Dritt-
schuldner ausf 3 Ob 98/95;7 Ob 139 /02w; vgl auch RIS-Justiz R50106937; zur rnan-
gelnden iniändischen Gerichtsbarkeit bei Wohnsitz des Verpflichteten und Dritt-
schuldners im Ausland,LGZV,lien 47 R777 /06y ExS2007 /IlS; ausf zum Meinungs-
sj11d Domelazwangsvollstreckung 81 ff; siehe auch Oberhammer in AngstlOberhamier,
EO3 S 294 Rz 4 ff; eine - unsystematisierte - Darstellung einschlägiger Rsp findet
sich ferner bei Markowetz in Deixler-Hübi'rer, Exekuti,onsordnung Kommentar
(32.Lfg;2027) 5294 EO Rz 56 ff.

23) Grundlegend anders noch V. Hoyer in HellerlBergerlsfir, Kommentar zur Exekutions-

- . 94lqg III4 (7976) 21.36 ff , 2144, allerdings noch lange vor Einführung von g 27a JN.
24) LGZ Graz 4R 94189 RPflE 1.989 /122,1,90; LG Inns6ruck 1 aR 501/89 EvBI7990 /39,

786; LGZ Wien 46 R 1266/97 RPiIE 7992/77,740; 46 R 1,279 /93 RpftE 7994/60,92;
LG Linz 19R289/94 RPfIE 1995150,69; LG Korneuburg 25 R460/9SRpflE1996/72,
19; so bereits v. Hoyer in HellerlBergerlstix, Eo rrr4 2744 (zumindest bei ausschließ-
licherZuständigkeit); offenlassend OGH 3 Nc 26 / 72x. Freilich iratte der Verpflichte-
te wohl zumindest in den meisten der einschlägigen E seinen wohnsitz öder ge-
wöhnlichen Aufenthalt ebenfalls im Inland, sodass zweifelhaft ist, ob die bloße Zu-
ständigkeit für die Drittschuldnerklage für ausreichend befunden worden wäre.

25) Zu Recht krit hierzu schon bisher Obirhammer in AngstlOberhammer,EO3 $294R2 6.
26) Die EuGWO gilt für die Anerkennung dieses Vollslreckungsakts nicht (siehe oben

in FN 7).
27) AA zur früheren Rechtslage Petschek, Die Zwangsvollstreckung in Forderungen

nach österreichischem Rechte (7907) 17; ebenso wohl lakusch in Angstloberhammer,
EO3 S 3 Rz 1B/2; ferner RIS-Justiz RS0106939: ,,jedenfalls bei Vorliegen eines öster-
reichischen Titels und der örtlichen Zuständigkeit eines österreichischen Gerichts".

28) vgl dazrr einführendverschraegen in Rummel,Kommentar zum Allgemeinen Bürger-
lichen Gesetzbuch II3 (2004) Vor g 1 IPRG Rz 1 f, g 1 IPRG Rz i ff.
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die stärkste B:4:1""g aufweist. In den Materialien findet sich hierzu eine bei-spielhafte Aufzählung der stärksten Beziehung bei einigen der prominentesten
vermögensrechte.2e) Da diese Aufzählung wie äuch die örundreget uu" ie. st"i_lungnahme des Vert'assers übernommen iurde,:o; kann - ohne däm Cer"trg"t 

".zu nahe zu treten - konstatiert werden, dass es sich dabei keineswegs urnunumstö4liche-,,Regelni sondern lediglich um eine erste orientierungshilfe fürdie Rsp handeln kann. Beispielsweise ist die Anknüpfung der Belege?heit vir_tueller Währungen am ,,virtuellen Schlüssel,,3r) deÄents"prechend"schon auf_grund der absehbaren technischen weiterentwicklungen alles anae.e als ,,inStein gemeißelt".32)
Außerdem ist - wie bei der Forderungsexekution - stets zu beachten, dass

eine internationale Zuständigkeit alternati'J dazu auch dann besteht, wenn de,verpflichtete seinen wohnsitz im Inland hat (s 4 Abs 1 Eo ivm g izu JNl.Besonders in dieser Konstellation ist arjerdings tesonders genau zu irur".,, ouder Territorialitätsgrundsatz urJ zusätzlich ztibeacl-rtende Schranken'der inlän_
dischen Gerichtsbarkeit verlangt (dazu unten IV.).::)

4. Exekutionspakete und unbestimmte Forderungs-/vermögensrechteexekution

. D3 ein maßgeblicher Belegenheitsort des zu exequierenden vermögens bei
einem Exekutionspaket gem SS 19,20 EO im Bewilligungsstadium (noch) nicl_rt
identifiziert werden kann, ist $ 4 Abs 2 Eo diesfall's ,iE .,l.ht anrarendbar.3a)
Derartige.Exekutionspakete können deshalb nur.gegen verpflichtete beantragt
y..r*tj".g" allgemeiner Gericl.rtsstand im Inlinä hegt iS 27a JN iVm S 4
+br-1 19.] Dieses.Ergebnis harmoniert mit der beabsrcltigien Känzentration
der Mobiliarexekution am wohnsitz-/Aufenthaltsgericht des"verpflichteten (vgl
jarüpel hlnaus- s-ogar S 33 Eo).35) Ebenso unzuläss"ig ist mangelsinternationaler
Zuständigkeit folglich eine ,,pauschale"/unbestimrite Fordeiungs- 19 ibl ,Ars r
lO) 9{9r Vermögensrechteexekution (g 322 Abs 1 EO) mit Verw"alterl wenn der
verpflichtete im Inland weder wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt hat. Es
bleibt in dieser Konstellation.nur.die Mögrichfeit, auf konkrete Forderungen/
Vermögensrechte mit Belegenheit im Inhnä Exekution zu führen.

C. Exekution zur Erwirkung aon Handlungen, Duldungen oder lrnterlassungen
1. Exekution gem SS 349 -3S2EO

Auch die örtliche Zuständigkeit für die sogenannte ,,Naturalexekution,,
wurde durch die GREx grundregend geändert: während g lc Abs r satz 2 Eo
für die ,,liegenschaftsbezogene" Naturälexekution gem g 3to und g 352 Eo auf

29) ErIRV 770 BIgNR 27. Gp 6.
30) Trenker, 15 / SN-77 / ME 4 f .

31) EIIRV 770 BIgNR 27. Gp 6.
32) Bereits aktuell krit Rass_r, ecolex 2027,1020 (1072), wobei sein Gegenvorschlag, an

die .wallet" anzr{<1üpferu ietztlich ohnehin dem entsprecr-ren dü#te, was mitäern
- -. Abstellen auf die Belegenheit des virtueilen schlüssels intendiert war.
J3) Vgl zutr Rassi, ecolex 2021, 1070 (1072).
34) Vgl schon 1(o necny, ZIK 2027, 134 (I3S FN i3), der diesfalls auf probleme bei geplan_

ter Exekution mit Verwalterbestellung hinweist.
35) EIIRV 770 BIgNR 27. Gp 6 f.
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die Regelung des $ 5b EO verweist und damit primär das Buchgericht für zu-
ständig erklärt, ist für die Räumungsexekution die Belegenheit des zu räumen-
den Gegenstands maßgeblich. In all diesen Fällen ist die internationale Zustän-
digkeit (g 27a fN) somit sinnvollerweise36) ausschließlich von der Belegenheit
der relevanten Immobilie im Inland abhängig.

Für die zwangsweise Aufhebung einer Gemeinschaft (S 351 EO) an einer
unbeweglichen Sache erklärt $ 5c Abs 1Satz3 EO ebenfalls S 5b EO für anwend-
bar, bei der Gemeinschaft an einer beweglichen Sache gilt $ 4 EO. Daraus folgt,
dass bei der Aufhebung einer Gemeinschaft an einer beweglichen Sache sowohl
der allgemeine Gerichtsstand des Verpflichteten im Inland (S 4 Abs 1 EO) als
auch die Belegenheit der Sache, an welcher die Gemeinschaft besteht (S 4 Abs 2
EO), die internationale Zuständigkeit österreichischer Gerichte zu begründen
vermag. Liegt die zu teilende Mobilie allerdings im Ausland, dürfte es trotz all-
gemeinen Gerichtsstands des Verpflichteten in Österreich an der inländischen
Gerichtsbarkeit mangeln (dazu unten IV.).

2. Exekution gem SS 346, 353 f EO

Für alle sonstigen Exekutionsarten, dh für die Herausgabeexekution
(SS 346 ff EO), die Exekution zur Erwirkung vertretbarer (S 353 EO) und unver-
tretbarer Handlungen (S 354 EO) sowie die Unterlassungsexekution (SS 355 ff
EO), wird in S 5c Abs 2 EO grundsätzlich ebenfalls auf $ 4 EO verwiesen. Maßgeb-
lich ist damit erneut der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Verpflich-
teten. Bei der Herausgabeexekution reicht zudem subsidiär die Belegenheit der
herauszugebenden Sache, weil diese Sache mE als ,,bewegliches Vermögen, auf
das Exekution geführt werden soll", iSd $ 4 Abs 2 EO einzustufen ist.37) Hingegen
besteht bei,,ausländischen Verpflichteten" grundsätzlich keine subsidiäre interna-
tionale Zuständigkeit zur Bewilligung einer Ersatzvornahme (S 353 EO) oder zur
Androhung und Verhängung einer Beugestrafe bei Säumnis mit der Vornahme
einer unvertretbaren Handlung (S 354 EO) (zur Ordination unten V.).

3. Exekution gem SS 355 ff EO (Unterlassungsexekution)

Die mangelnde (subsidiäre) Zuständigkeit eines österreichischen Gerichts
bei einem Verpflichteten ohne Wohnsitz/gewöhnlichen Aufenthalt im Inland
wurde bei der Unterlassungsexekution - abermals auf Anregung im Begutach-
tungsverfahren3s) - jedoch als Defizit erkannt und deshalb ein zusätzlicher Ge-
richtsstand in $ 5c Abs 3 EO geschaffen. Dies hat folgenden Hintergrund:

Die Rsp erachtet die Verhängung von Beugestrafen über Verpflichtete mit
Wohnsitz im Ausland bekanntlich seit langem für zulässig, wenn die Vollstre-
ckung den Schutz eines inländischen Rechtsguts bezwecke.sr) Es reiche demnach,
wenn der Exekutionstitel Handlungen im Inland verbietet und der Verpflichtete
nach den Behauptungen des betreibenden Gläubigers weiterhin verbotene

36) Der einschlägigen Kritik am MEntw (Trenker, 15/SN-77/ME 6 f) wurde insofern
Rechnung getragen.

37) Zur Sinnhaftigkeit eines /orum rei sitae in diesem Fall Trenker, 1.5 /SN-77 /ME 7 .

38) Trenker, 15/SN-77/ME 7 f; Osterreichische Vereinigung für Gewerblichen Rechts-
schutz und Urheberrecht,2S/SN-77 /ME 6 L

39) OGH3Ob113-148/94;3Nc104/02b;RIS-JustizRS00531B0;vglauchRS0053178.
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Handlungen im Inland setzt.4') wenn die erste Exekutionshandlung, namentrich dieZustellung der Exekutionsbewiltjgung an den Verpflichteten, ;"Jä.n "i.nt i_ f.,_land zu setzen wa1, weil dieser hleräande keine^Abgabesterie hatte, war keinerder.Zuständigkeitstatbesrände des g 18 EO aF einschläg"ig.+r; Abl"ü; il W"ge 
"inerord.ination konnte nur $ 2g Abs 1 Z 2 JN scrraffen, wofi.ir alrerdings - neben öster_reichischer,sraatsbürgerschaft oder einem inlänjir.h; w;;;;äg"riännti.hun

Aufenthalt/sitz der berreibenden partei - die unmöglichkeit oder üri,rÄtua.t"it
der Rechtsverforgung im Ausland erforderrich rst.ad oie A"f*;;;;; an diesevgraulsel-zu1g, in Anlehnung an ärtere Judikatur mitunter als ,,besonderes nechts-schutzbedürfnis" bezeichnet 4) wurden von der Rsp ,elt Ei"fuü.u"äJ.. E"CWOim Kontext der unterrassungsexekution zunehmend verschärft, ztfetzt auch für
_{91 nraktischen Hauptanwändungsfalt, die Exekution g.g*'V"rpfli.t",r"r" 

'.'iawohnsitz in Deutschland.aa) DiesJHürde war der Effektivität des inrändischen
Rechtsschutzes von Unterlassungsansprüchen naturgemäß hinderhch.

Dieses Proble- h*j"{ Gesetz-geber ,rr.,-"i. mit einem Streich beseitigt,indem er in g 5c Abs 3 Eo eine örtliähe wahlzuständigkeit bei dem öeri"rrt ge-sclraffen hat, ,,in dessen sprenger die gegen den Exekutionstiter verstoßendeHandlung gesetzt worden i,aeimr Erfäfeingetreten ist,,. Eine ordination istdemnach nicht mehr erforderlich, *"nn"du, "Handrungs- oder Erforgsort desverbotenen Verhaltens in österreich Jiegt.as) Zugleich 
"%"triäi*ältübrig",1,bewusst an Art 7 Nr 2 EuGWO angeleh"nteie; - Voraussetzu 

"g;i; SZZa 1V aenbislang geforderten Inlandsbezug-'Eh ntickgriff auf die ,rr1blstim".r1t" Formel,wonach das unterlassungsgebot äen schutz äines inrändis"h;R;;hGutes be-zwecken müsse, erübriqisiih hingegen und wäre mE aufgrund diesei speziel-len gesetzlichen Vorgabä u,r.l", gu.iiät rrren. r,riarrig.

IV. Inländische Gerichtsbarkeit ieS

Auch wenn die österreichischen Gerichte nach dem skizzierten System derinternationalen Zuständigkeit gem g27a Abs f JN iV^SS + füö;;äiell zu_ständig sein sotlten, kann die zuhssigkeft der Exekutiä;rdi*G'ilit an der

40) OGH 3 Ob71,3-148/s4;3 Nc 104l02b.
41) oGH 3 Nc 104/02b; 3 Nc 15l03s; vgr auch HöIlwerth.in Deiiler-Hübner,Eo (31. Lfg;
. ^. 2020) g 355 Rz ^16; zum G,anzen jüngät auch OGH 3 Ob 207 / 22w.42) Statt so vieter OGH 3 rua SOzloi; e"N. f Slmr. 

- -

43) OGq 3 Nd 507101; 1 Nc 73/03f;3 Nc 67l08w; 3 Nc 10/11r. Es handett sich dabeirichtigerweise um keine eigenst.ändige, zusatzlictre Voiu'rrJ'rrg i*'r1", *"nf
lakusch in AngstlOberhamryir, 

\O3 p ä nz ß/Zi sondern es _irJ.au1nit-.ilr,tlg".-weise nur die Notwendigkeit.des üorliegens eines der Tatbestänäu aä-ö tä au" rJN zum Ausdruck eep11c]r!.!v_gl z"r E;rw;ckl;ng der Norm carttei'iX Fischingl
. ,. \9!rrny,Kommenrai p 

S 28 JN Iü 9 f).
44) RIS-Ju-stizRS0133301;OCHeNczo/z0a;3Nc23/20t;3Nc29/202;vgldemgegenüber

noch 3_ Nc B/11 y, 3 Nc z / t2b, 3 Nc j j /i2s, : Ni lrZrs*, 3 Nc 10/ t6z, s Ncll / rzu,3Nc25/179.

1rl ErlRJl 779_B.lgNR 27. Gp 8; ebenso jüngsr oGH 3 ob 207 /22w.46) Trenker, 15 / sN-72 / ME 8. Eine Anrähn"u"g * äL j"aitatur des EuGH zu Art z Nr 2EucvVo erscheint forgrich bei der errtJgung ;on g 5c Abs 3 Eo durchaus zweck-mäßig (ids bereits ocF 3 ob 207 /22w n? i+j; a"nno.h ist es gut denkbar, dass inEinzelfällen wegen der unterschiedlichen Funütion beicter Norrien 
"i"ä'"ür.1,".r-'""-de Interpretation geboten sein kann.
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inländischen Gerichtsbarkeit ieS scheitern. Gesetzlich verankert ist dies im Wege
des expliziten Völkerrechtsvorbehalts in g 27a Abs 2 JN.

Konkret fehlt es an der inländischen Gerichtsbarkeit zum einen - ver-
gleichbar mit dem ErkenntnisverfahrenaT) -, wenn der Exekution eine Immu-
nität des Verpflichteten oder des zu exequierenden Vermögens entgegensteht.a8)
Zum anderen kann der Territorialitätsgrundsatz iSe Verbots der Ausübung von
Hoheitsgewalt auf fremdem Territorium als allgemein anerkannte Regel des
Völkerrechts gem Art 9 Abs 1 B-VG4e) weitere Einschränkungen der Befugnis
zur Exekutionsführung durch österreichische Gerichte gebieten. Anwendungs-
beispiele für Exekutionsschritte, die nach SS 4 ff EO iVm $ 27a JN zulässig
wären, aber dennoch die inländische Gerichtsbarkeit der österreichischen
Gerichte überschreiten, sind allerdings rar gesät.

Immerhin lässt sich aus dem Territorialitätsprinzip noch zweifellos ablei-
ten, dass keine Fahrnisexekution mit Vollzugsort (vgl g 25b Abs 1 EO) im Aus-
land bewilligt oder gar vollzogen werden darf, auch wenn der Verpflichtete im
Inland seinen allgemeinen Gerichtsstand hat (S 4 Abs 1 EO iVm 27a IN).
In gleicher Weise verbietet sich - wiederum trotz Wohnsitz des Verpflichteten
im Inland - eine Exekution auf Herausgabe einer im Ausland belegenen Sache.
Bereits angedeutet wurde ferner (oben III.C.1.), dass es an der inländischen
Gerichtsbarkeit für die zwangsweise Aufhebung einer Gemeinschaft an einer im
Ausland befindlichen beweglichen Sache mangeln könnte.

Demgegenüber wird die Zustellung des Zahlungs-/Leistungsverbots an aus-
ländische Drittschuldner im Rahmen einer Forderungsexekution von der hM nicht
(mehr) als Eingriff in die fremde Territorialhoheit verstanden.sO) Auch die ,,Bele-
genheit" von Internet-Domains oder Kryptowährungen im Ausland steht der in-
ländischen Gerichtsbarkeit für eine Exekutionsführung auf diese Rechte wohl rich-
tigerweise nicht entgegen.sl) Bei gewissen anderen Vermögensrechten iSd SS 326 ff
EO erweckt die Zulässigkeit inländischer Exekutionsmaßnahmen, wenn sich die
internationale Zuständigkeit allein aus dem inländischen Wohnsitz des Verpflich-
teten ergibt (oben III.B.3.), dagegen größere Bedenken. Denn gewisse Vermögens-
rechte weisen doch einen besonders starken physischen Bezug zu einem ausländi-
schen Ort aluf . Zu denken ist beispielsweise an den Teilungsanspruch hinsichtlich
eines Miteigentumsanteilss2) an einer ausländischen Liegenschaft oder eine im

47) Ygl nur Rechbergerf Simotta, Zivilprozessrechte Rz73; KodeklMayr, Zivilprozessrechts
R211.4 ff .

48) OGH 3 Ob 1B/12m; RechbergerlSimoffa, Exekutionsverfahren2 Rz 47; NeumayrlNun-
ner-Krautgasser, Exekutionsrech( 50; lakusch in AngstlOberhammer, EO3 S 3 Rz 18/2.
Kein Hindernis für die inländische Gericl-rtsbarkeit wird indes in der Immunität des
Drittschuldners bei der Forderungspfändung erblickt, LGZ Wien 46 R 535/06a
RPflE 2008/14,30; Oberhammer in AngstlOberhnmmer, EO3 S 294R2 7/2; aALGZ
Wien47 R424/ 09i RPflE 2070/67,L44.

49) OGH 3 Ob 11,3-1,48/94; KodeklMayr, Zivilprozessrechts Rz 114.

50) RIS-JustizRS0106937;OGH3Ob98/95;7Nd574/97;7Ob139/02w;LGKorneuburg
25 R 460/95 RPIIE 1996/12, 19 uvm; wohl auch gegen das Souveränitätsargument
Oberhnmmer in AngstlOberhammer, EO3 $ 294 Rz 5, 7; vgl ferner zum Verbot des $ 379
ltbs 3 Z 2 EO KöniglWeber, Einstweilige Verfügungen im Zivilverfahren6 (2022) Rz 7.70.

57) Rassi, ecolex 2021, 1,070 (1072).

52) Auch Miteigentumsanteile an Liegenschaften sind seit der GREx Gegenstand der
Vermögensrechteexekution (S 326 Abs f S 2 EO); daztt zB Trenker, (Andere) Vermö-
gensrechte nach dem Ministerialentwurf zur Gesamtreform des Exekutionsrechts,
ecolex2021,317 (318).
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Ausland registrierte Marke. Auch der exekutive Zugriff auf den Anteil an einer
Gesellschaft, die ihren sitz oder ihr Gründungsstatut im Ausland hat, ruft gewisses
Unbehagen hervor:s3) Obwohl die Pfändung zwar - vergleichbar mit einelr Forde-
rungspfändung - neben der Zustellung eines verfügungiverbots an den verpflich-
19t91 1"_. der (grenzüberschreitenden) Zustellung einäs Leistungsverbots Ledarf
(S 328 Eo), soll dadurch auf nicht unerhebliche wäise in die Belaige der ausländi-
schen Gesellschaft eingewirkt werden (vgl nur g 329 Abs 3 EO).

In allen diesen Fällen hält Domejsa) diesen völkerrechtlichen Bedenken
allerdings die folgende Argumentation entgegen: Der ,,zielstaat" des in öster-
reich verwirklichten Exekutionsakts bleibe in ieiner Entscheidung, ob er diesen
anerkennen oder als nullum betrachten will, stets souverän. obwohl diese Argu-
mentation schwer zu widerlegen ist, scheint die Diskussion hierüber noch f,ei-
neswegs abgeschlossen zu sein.ss) Verneint man eine völkerrechtliche Beschrän_
kung solchermaßen ,,ideeller vollstreckungsakte" aber mit Domej, so bildet bei
der ,,grenzüberschreitenden" Exekution auf unkörperliche Recht'e die Notwen-
digkeit der internationalen Zuständigkeit die einzige beachtliche schranke. Ein
allgemeiner Gerichtsstand des verpflichteten im Inländ wäre damit stets ausrei-
chend, um auf Forderungen und andere vermögensrechte Exekution zu führen.
Hingegen ist es mangels hinreichender gesetzliclier Grundlage mE de lege lata ab-
zulehnen, darüber hinaus ungeschriebene voraussetzung"n"fü. eine gienzüber-
schreitende vollstreckung aus einer umfassenden Bewörtung von I'ndividual-
schutzbedürfnissen der Beteiligten abzuleiten.56) Das gilt umsJmehr, als der Ge_
setzgeber diese Bedürfnisse im Rahmen der GREx offenbar nicht für entschei-
dend angesehen hat, mag dies auch de lege ferenda - etwa hinsichtlich ausländi-
scher Drittschuldner bei der ForderungsexekutionsT) - kritisch zu würdigen sein.

V. Ordination gem g 28 Abs 7 Z2JN
Am Beispiel der Unterlassungsexekution (oben III.C.3.) sollte bereits

durchgeklungen sein, dass die ordination im Exekutionsrecht seit jeher vorwie-
gend dann bemüht wurde, wenn zwar ein hinreichender Inrandsbezug erkannt,
aber aus S 18 Eo aF kelne örtliche Zuständigkeit abgeleitet werden kJnnte. Die
inländische cerichtsbar\t - isd internationalen Zuständigkeit - wurde näm-
lich bislang isd ,,Indikatiopentheorie" gewissermaßen apiiorisch von einem
gesetzlich nicht näher definierten Inlandsbezug abhängig gemacht. Erst unter
dieser voraussetzung wurde in einem zweiten schritidäs" besondere Rechts-
schutzbedürfnis in Form der unzumutbarkeit oder unmöglichkeit einer Exeku-
tionsführung im Ausland (S 28 Abs 1 Z 2 IN) geprüft.

. , Dgg^ltisch entspricht dieses Schema mE allerdings nicht (mehr) der
lex. Iata.5') Abgesehen davon, dass das Kriterium des Inhnäsbe,ugs - seit,,Ab-
schaffung" der Indikationentheorie durch g 27a JNse) - keine eigeiständige Be_

53) Gegen die Pfändbarkeit OGH 3 Ob 44/98m.
54) Zw angsv ollstreckung 225, 257 L

55) vgl Domej, Zwangsvollstreckung 257: ,,Diese Frage scheint auch in der völkerrecht-
iichen Doktrin nicht ausdiskutieit zu sein,..

56) AA aber wohl Oberhammer in AngstlOberhammer, EO3 S 294 Rz7 /7.
lZ] Ygl die äußerst lesenswerte Ana$sebei Domej, Zwanlsvollstreckung 375 ff.
lll YSI zum Folgenden arch Garber in F aschingl Ko necny, Kommentar f $ ZS ;N nz S+.
59) Dazu allg-err.einMayr,JBl2007,744(148);lionkretz-urgrenzüberschieitendenForde-

rungsexekution Domej, Zw angsvolistreckung 95.
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deutung für die internationale Zuständigkeit hat, ist die internationale Zustän-
digkeit von vornherein keine Voraussetzung für eine Ordination gem $ 28 Abs 1

Z2IN. Vielmehr wird die internationale Zuständigkeit Osterreichs durch diesen
Ordinationstatbestand ja erweitert.60) Allein entscheidend ist demnach, ob eine
Exekutionsführung im Ausland für einen ,,iwS inländischen" betreibenden
Gläubiger unzumutbar oder unmöglich ist.

Unter dieser Voraussetzung kann deshalb zB gegen einen Verpflichteten
mit Wohnsitz im Ausland ohne sonstige Inlandsbeziehung sowohl eine Ersatz-
vornahme gem $ 353 EO bewilligt als auch eine Beugestrafe gem g 354 EO ange-
droht und verhängt werden (vgl oben III.C.2.). Dasselbe ist für eine Unterlas-
sungsexekution denkbar, wenn auch der Erfolgs-/Handlungsort iSd $ 5c Abs 3
EO im Ausland liegt.61) Tatsächlich sinnvoll wird beides indessen nur sein, wenn
der Verpflichtete über Vermögen im Inland verfügt. Fraglich ist dabei allerdings
noch, ob eine Ordination trotz Unmöglichkeit/Unzumutbarkeit der Rechtsver-
folgung im Ausland sogar rechtlich unzulässig ist, wenn eine inländische Rechts-
verfolgung faktisch von vornherein aussichtslos erscheint, namentlich, weil der
Verpflichtete kein exekutionsunterworfenes Vermögen in Österreich hat. Wäh-
rend der OGH in mehreren Entscheidungen eine entsprechende Voraussetzung
der späteren,,Verwertbarkeit" der durch die Ordination ermöglichten Entschei-
dung der österreichischen Gerichte in den Tatbestand des $ 28 Abs 1 Z 2 |N
,,hineininterprctiert",e) Iehnt dies ein gewichtiger Teil der Lehre ab.63) Dieser
Lehrmeinung ist mE zuzustimmen, weil diese Voraussetzung keine Grundlage
im Gesetz findet und ex ante gN nicht sinnvoll beurteilt werden kann.

Eine davon unabhängige Vorgabe, nämlich eine solche der inländischen
Gerichtsbarkeit, besteht schließlich darin, dass auch im Wege der Ordination
gem $ 28 Abs 1, Z 2 JN kein Exekutionsschritt bewilligt werden darf, der in die
Souveränität eines ausländischen Staates eingreift. Das Erfordernis eines wie auch
immer gearteten Inlandsbezugs gibt hierüber aber keinen hinreichenden Auf-
schluss und ist folglich auch insoweit irrelevant.6a) Dementsprechend verstößt
beispielsweise die Bewilligung einer Ersatzvornahme oder die Verhängung
einer Beugestrafe über ausländische Verpflichtete unabhängig vom Vorliegen
eines entsprechenden Inlandsbezugs nicht gegen völkerrechtliche Vorgaben.6s)

60) RechbergerlSimotta, Zivilprozessrechte Rz 89; Garber inFaschingllbnecny, Kommentar
13 S 28 JN Rz 22; Mayr in RechbergerlKlicka, ZPO' S 28 JN Rz 6; zu undiff dagegen
RIS-Justiz RSO118239.

61) Zu einem möglichen Anwendungsfall iZm einer einstweiligen Yerfigung Königl
Weber,EY6 R27,20.

62) Konkret zur Exekution auf eine Forderung, wenn Drittschuldner und Verpflichteter
im Ausland ihren Wohnsitz hatten, OGH 3 Nc 36l09p; siehe ferner OGH 7 Nd
509/86;5 Nd 506/91; 7 Nd 504/89; 6 Ob 556/92;9 Nd 509/00; idS auch Böhm,JBl
L988, 459 (462) (Anm); wN bei Garber in FaschingfKonecny, Kommentar 13 S 28 JN
Rz 79, wobei gerade die jüngsten erwähnten E 3 Nc 23l03t und 6 Nd 507 /01 mE
nicht für diese Rsp-Linie ins Treffen geführt werden können.

63) Mayr, Praxisproblime der.Zuständigkelt und der inländischen Gerichtsbarkeit, ÖJZ
7995, 329 (336); Czernich, Osterreichisch-Amerikanisches Zivilprozessrecht, JBI 2002,
61,3 (617); Garber in FaschinglKonecny, Kommentar I3 S 28 JN Rz 79 mwN.

64 Vg\ idSbereits Mayr,JBl2001., 144 (752).
65) Zutr OLG Kö]n 11 W 76/02 RIW 2003,71 mwN; Gottwald, Grenzen zivilgerichtlicher

Maßnahmen mit Auslandswirkung, in LindacherlPfafflRothlSchlosserlWieser, Fest-
schrift für Walther J. Habscheid zum 65. Geburtstag (1989) 119 (127).
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VI. Fazlt

spätestens seit der GREx lassen sich grenzüberschreitende sachverhalteauch im Exekutionsrecht sachgerecht unter Häranziehung aut uriguÄ;inen zivil-prozessuale-n Dogmatik lösen: In Anwendung von g 2za Äb, r 
""äz iN rst dem_nach zwischen der Frage der internationarän zuJtandigkeit 
""aä. inrändi-schen Gerichtsbarkeit ieS zu unterscheiden (oben II.). E"rstere fofgi gem g ZZa

lbs.J JN aus dem Regime der dopperfunktio"elren o.tti.}r"''Zrrif"aigr."ror"r-
bestände der gg 4 ff Eö 0ll.)._z*"ität" gebietet enrsprechend dem völkerrechts-vorbehalt des g 2Za Abs 2 ]N zusätzlici1e,66) wenn auch letztlich überschaubareEinschränkungen der volstreckbarkeit aus vörkerrechtrichen Grundsä tzen zurImmunität und Souveränität (IV.). Zu beachten ist schließlicl1 dass bei Unzu_mutbarkeit,/Unmöglichkel der Rechtsverforgung im Ausrand für einen,,inrän_dischen Gläubiger" ausnahmsweise das FehTen äer internationaren 2,rrtar.,aig_
f"jt iT-wgg" der ordination gem g 28 Abs 1 22 JN substiruiert werden kann(oben V-) Keine,gesonderte Beäeutüng (mehr) kommt bei alledem einem _ nichtaus $$ 4. ff EO abgeleiteten -,Inrandsb".tug ru,. Das Kriterium des InhnJsbezugsist als ,,uberbleibsel" der Indikationentheärie viermehr auch im Exekutionsrecht
aufzugeben.

66) Richtig 
-ist, dass rein logisch zunächst die inländische Gerichtsbarkeit feststehenmuss, ehe sich die Frage der internationaren Zuständigkeii tii"rrr""pi,täiri'irrzrl"

lBl2001, 144l1s1n' Da! ändert 
"t". "l.r,irä"ä", äar, 

"ine 
prüfune teider voraus-

:::filr??: 
in umgekehrrer Reihenfolge im ExekutionsÄrrt J"rä"1""'ri,".r.,racig


